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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Die Löhne und Sozialleistungen für das Bundespersonal standen weiterhin stark im
Fokus der SVP. Nachdem die Ideen einer Stellenplafonierung und einer Personalbremse
im Vorjahr mindestens im Ständerat gescheitert waren, forderte die SVP-Fraktion eine
laufende Anpassung der Löhne in der Bundesverwaltung an jene in der Privatwirtschaft.
Zudem müsse das Bundespersonalrecht an das privatwirtschaftliche Arbeitsrecht
angepasst werden. Die Angleichung sei nötig, weil die Löhne und Sozialleistungen für
das Bundespersonal die Entschädigungen in der Privatwirtschaft «zum Teil massiv
übertreffen». Zugunsten gesunder Staatsfinanzen müssten die Angestellten der
Bundesverwaltung auf den Luxus grosszügiger Leistungen verzichten. Die SVP nannte
etwa den Vaterschaftsurlaub, die Anzahl Ferientage oder die Pensionskassenbeiträge. 
In der Ratsdebatte zog Sandra Sollberger (svp, BL) als Sprecherin für die SVP-Fraktion
einen Vergleich: Ein Bundesangestellter verdiene im Schnitt inkl. 13. Monatslohn und
Ortszuschlag monatlich CHF 9'348; ein «Banker» verdiene hingegen lediglich CHF
8'596. Zudem würden Bundesangestellte Sozialleistungen erhalten, von denen
«Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft nur träumen können».
Der Bundesrat hatte in seiner ablehnenden Stellungnahme darauf hingewiesen, dass er
die Löhne in der Bundesverwaltung periodisch mit der Privatwirtschaft vergleiche. Dies
kritisierte Sollberger, weil es sich bei den Vergleichsfirmen um börsenkotierte,
multinationale Konzerne handle, die in ein ganz anderes Umfeld eingebettet seien als
KMU, welche rund zwei Drittel der Arbeitsplätze in der Schweiz bereitstellten und sich
daher eher für einen Vergleich anbieten würden. 
Diesen Punkt nahm Ueli Maurer als Vertreter der Landesregierung auf. Der Bund als
Arbeitgeber von rund 37'000 Mitarbeitenden sei sicherlich nicht vergleichbar mit
einem KMU. Der Finanzminister wies zudem darauf hin, dass auch andere Vergleiche
schwierig seien, weil Menschen, die in der Verwaltung arbeiten, andere Bedürfnisse
hätten als Angestellte in der Privatwirtschaft. Dies führe dazu, dass Bundesangestellte
ihrer Anstellung in der Regel treu blieben – genauso wie in der Privatwirtschaft
Angestellte kaum zum Bund wechseln würden, weil sie hier nicht die von ihnen
gewünschten Bedingungen erhalten würden. Man laufe Gefahr, hier Äpfel mit Birnen zu
vergleichen. Wahrscheinlich sei es in der Tat so, dass man in den unteren
Anstellungskategorien höhere Löhne zahle als in der Privatwirtschaft. Dies sei aber in
den oberen Bereichen sicher nicht der Fall. Unter dem Strich stimmten die
Lohnbedingungen. Der Bund entlöhne «gute Arbeitnehmer gut», dazu könne er stehen.

Die Mehrheit des Nationalrats, bestehend aus den geschlossenen SVP- und FDP-
Fraktionen, sah dies freilich anders und stimmte mit 99 zu 93 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) für die Überweisung des Vorstosses an den Zweitrat. 1

MOTION
DATUM: 28.02.2018
MARC BÜHLMANN

Im Ständerat hatte die Motion der SVP-Fraktion zur Anpassung der Löhne und
Sozialleistungen für das Bundespersonal keine Chance. Im Gegensatz zum Nationalrat
versenkte die kleine Kammer das Begehren letztlich relativ deutlich mit 36 zu 7 Stimmen
bei einer Enthaltung. Bundesrat Ueli Maurer hatte sich bei der Diskussion noch einmal
ins Zeug gelegt und erklärt, dass die in der Motion angebrachten Vergleiche mit der
Privatwirtschaft hinkten und eine Anpassung nicht einfach sei. So würden etwa die
sieben Bundesräte in vier Jahren gleich viel verdienen wie ein CEO einer Grossbank in
einem Jahr. Dass die Regierung also 28 mal günstiger sei, dürfte kaum zu einer
Anpassung ihrer Entlohnung führen, obwohl die Motion ja eigentlich von einer
Nivellierung ausgehe – wie er mit einem Augenzwinkern feststellte. Freilich gebe es
überall und immer wieder Verbesserungspotenzial, aber der Bund sei im
Sozialleistungsbereich sicher nicht übertrieben grosszügig. 2

MOTION
DATUM: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil des Etats a adopté une motion de sa commission de l’économie et des
redevances (CER-CE), qui demandait au Conseil fédéral de prendre des mesures, afin
de simplifier la procédure permettant aux PME d’apporter la preuve qu’elles exercent
effectivement leur métier en Suisse, et puissent ainsi, avec la signature des accords
bilatéraux, proposer dorénavant biens ou services dans les pays de l’UE. Le Conseil
national a suivi la décision du premier conseil en fin d’année. 3

MOTION
DATUM: 01.12.2005
ELIE BURGOS

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Marco Romano (cvp, TI) hatte Mitte 2015 eine Motion eingereicht, mit der er erwirken
wollte, dass Güter und Dienstleistungen für die Armee auch durch KMU geliefert, bzw.
erbracht werden können. Die Armasuisse sollte verpflichtet werden, Ausschreibungen
grundsätzlich immer in den drei Amtssprachen zu publizieren und die verlangten
Produktionsmengen auf die Möglichkeiten der KMU abzustimmen. Darüber hinaus
sollen aber insbesondere auch Anstrengungen unternommen werden, um Unternehmen
in die Beschaffungsprozesse einzubinden, die nicht in den grösseren
Produktionsregionen des Mittellandes angesiedelt sind. Mit den hochwertig
produzierenden KMU als "Rückgrat der Schweizer Wirtschaft" seien die
Voraussetzungen gegeben, jedoch würden hunderte Firmen aufgrund hoher
Mengenanforderungen und kurzen Fristen ausgeschlossen. Hierin sah der Motionär
noch grosses Potenzial, zumal frühere Anstrengungen der Armee, vermehrt auf
Schweizerische Produkte zu setzen, sehr geschätzt worden seien. 
Der Bundesrat zeigte sich zurückhaltend bezüglich dieser Forderungen. Zwar
anerkannte er die Stossrichtung der Überlegungen, verwies aber auch auf zahlreiche
Bestimmungen, in denen bereits weitgehende Regelungen diesbezüglich umgesetzt
werden. Ausschreibungen werden über das Gesetz und die Verordnung über das
öffentliche Beschaffungswesen geregelt – dort wird auch der Grundsatz der
Gleichbehandlung aller Anbieter hoch gehalten und ebenso die Achtung der
Sprachregionen. Im Falle von Bauten ist festgelegt, dass gerade auch die Amtssprache
des Standorts der Gebäude im Ausschreibungsverfahren benutzt wird. In der Summe
kam die Landesregierung zum Schluss, dass die geforderten Anliegen bereits erfüllt
seien, weswegen die Motion zur Ablehnung beantragt wurde. Im Bereich der Sprachen
seien Neuerungen im sich in Revision befindlichen Beschaffungsrecht zu erwarten.
Im Herbst 2016 gelangte die Motion in den Nationalrat. Romano gab seinem Anliegen
nochmals Ausdruck und fokussierte dabei auf die Sprachenfrage. Es sei essenziell, dass
die Beschaffungsaufträge in den drei Amtssprachen vorlägen. Auch wenn der Bundesrat
diesbezüglich Verbesserungen in Aussicht stelle, gab sich Romano skeptisch ob der
tatsächlichen Umsetzung in diesem konkreten Feld. Der Verteidigungsminister äusserte
sich nur kurz zum Antrag und blieb beim Verweis auf die laufenden Arbeiten. Der
Nationalrat liess sich aber nicht auf die Haltung der Regierung ein und nahm die Motion
an. 106 Ja-Stimmen standen 81 Nein-Stimmen gegenüber, ein Ratsmitglied enthielt
sich. 4

MOTION
DATUM: 20.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Es verging einige Zeit, bis die Motion Romano (cvp, TI) wieder auf der Agenda der
eidgenössischen Räte stand. Zunächst befasste sich die WAK-SR mit dem Thema, wobei
sie dies gleichzeitig mit weiteren Geschäften tat, die ebenfalls das Beschaffungswesen
betrafen. In Sachen Armasuisse und der Forderung der Motion, Produktionsmengen auf
die Möglichkeiten der KMU abzustimmen, nahm die Kommission eine ablehnende
Haltung ein, da das Bundesamt für Rüstung bereits heute bestrebt sei, die
Beschaffungsmengen so aufzuteilen, dass sie besser auf KMU zugeschnitten seien. Mit 5
zu 3 Stimmen und 4 Enthaltungen wurde dem Plenum die Ablehnung beantragt.

In der Wintersession 2018 setzte sich der Ständerat ebenfalls im Rahmen einer
grösseren Debatte zum Beschaffungswesen mit der Vorlage auseinander. Eine Debatte
zur Motion Romano fand nicht statt, sie wurde in globo mit den anderen Geschäften
abgelehnt. Einzig eine Motion Müri (svp, LU; Mo. 17.3571) nahm die kleine Kammer an. 5

MOTION
DATUM: 10.12.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die SiK-SR gab im Februar 2022 bekannt, die Motion Gapany (fdp, FR) zur Ausdehnung
des Schutzes vor Cyberangriffen auf KMUs sowie auf die kantonalen und kommunalen
Verwaltungen bis zum folgenden Quartal zu sistieren. Die Kommission wollte das
Anliegen zusammen mit zwei parlamentarischen Initiativen (21.507 und 21.495)
behandeln, welche ebenfalls das Thema Cybersicherheit betrafen. Zudem bat die
Kommission die Verwaltung darum, einen Bericht über die Handlungsspielräume des
Bundes in Sachen Erhöhung der Cybersicherheit für die Kantone, Gemeinden sowie
KMUs zu erarbeiten. Im Mai 2022 zog die Freiburger Ständerätin ihr Anliegen
schliesslich zurück. 6

MOTION
DATUM: 11.05.2022
MARCO ACKERMANN

Konjunkturlage- und politik

Der Nationalrat behandelte mehrere im Zusammenhang mit dem
Beschäftigungsprogramm stehende persönliche Vorstösse. So wandelte er eine Motion
der sozialdemokratischen Fraktion in ein Postulat um, das den Bundesrat ersuchte, für
den Fall eines längerdauernden Konjunktureinbruchs schon jetzt zusätzliche
Arbeitsbeschaffungsprogramme vorzubereiten; bei der Erarbeitung solcher Programme
wäre nach Meinung der Motionäre darauf zu achten, dass sie auch langfristig sinnvoll
sind und dass sie gezielt besonders bedrohte Regionen und Branchen stützen. 7

MOTION
DATUM: 12.09.1983
REGINA ESCHER

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a
souhaité empêcher la perception abusive de prestations de l'Etat dans le cadre des
mesures de soutien liées à la pandémie du Covid-19. La CER-CN a notamment cité
l'octroi d'un crédit-relais en parallèle d'une aide à fonds perdu dans le domaine de la
culture ou du sport. A travers une motion, la commission espère empêcher la
perception multiple d'aides à différents niveaux de l'Etat: fédéral, cantonal, communal.

Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. Il a estimé que les sanctions,
l'utilisation du numéro d'identification unique IDE et les vérifications du Contrôle
fédéral des finances (CDF) remplissaient déjà les exigences de la motion. 
Le Conseil national a largement adopté la motion par 159 voix contre 32 et 4
abstentions. Le camp opposé à la motion a regroupé des voix hétéroclites: PLR (20),
UDC (4), Vert'libéraux (2), Groupe du Centre (5) et PS (1). Néanmoins, ces voix n'ont pas
pesé lourd dans la balance. A l'opposé, le Conseil des Etats a rejeté, sans discussion, la
motion. La chambre des cantons suit donc sa commission (CER-CE) qui préconisait, à
l'unanimité, le rejet de la motion. 8

MOTION
DATUM: 06.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le cadre des mesures de soutien liées au Covid-19, la Commission de l'économie
et des redevances du Conseil national (CER-CN) a souhaité élargir l'accès aux
indemnités RHT, en augmentant le plafond à CHF 5880 au lieu de CHF 3320, aux
dirigeantes et dirigeants salarié.e.s de leur entreprise. Une telle mesure permettrait,
selon la CER-CN de mettre sur un pied d'égalité les dirigeantes et dirigeants salarié.e.s,
et les indépendantes et indépendants. Au sein de la CER-CN, 13 voix contre 9 et 2
abstentions ont voté en faveur du dépôt de la motion. Une minorité s'y est opposée. 
Pour sa part, le Conseil fédéral s'est prononcé en défaveur de cette motion. Il a estimé
que la dérogation à l'art. 31, al. 3 de la loi sur l'assurance-chômage (LACI) permettait
déjà d'étendre l'accès aux indemnités RHT. Il a précisé qu'une hausse du plafond
entraînerait des coûts supplémentaires à hauteur de CHF 190 millions par mois pour les
caisses de chômage. De plus, le Conseil fédéral a considéré que les dirigeantes et
dirigeants salarié.e.s bénéficiaient déjà d'autres sources de revenus et d'accès facilités
à des liquidités. 
Le Conseil national a adopté la motion de sa commission par 117 voix contre 66 et 7
abstentions. L'UDC (48 voix) n'a réussi à convaincre que 12 voix du PLR et 6 voix du
groupe du Centre. Au conseil des Etats, la motion a été rejetée à l'unanimité. La
chambre des cantons a suivi la majorité de sa commission (CER-CE). Elle préconisait le
rejet étant donné que l'ordonnance prévoit déjà une dérogation à la LACI, et qu'il n'est
donc pas nécessaire d'augmenter le plafond de l'indemnité. 9

MOTION
DATUM: 06.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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Strukturpolitik

Ein anderes Strukturproblem stellte sich weiterhin durch die ungleiche wirtschaftliche
Entwicklung der einzelnen Regionen unseres Landes. Die grossen Unterschiede in
Volkseinkommen und Wirtschaftswachstum versuchte man auf drei Ebenen etwas
abzubauen. Einmal wurde in einer ganzen Anzahl von Kantonen eine aktive
Entwicklungspolitik in die Wege geleitet oder fortgesetzt. Dann wurde vorgeschlagen,
die erheblichen strukturellen Unterschiede mit Hilfe des kooperativen Föderalismus
auszugleichen. Schliesslich wurden auch Bundesmassnahmen zur Förderung
wirtschaftlich zurückgebliebener Teile unseres Landes gefordert. Eine starke Wirkung
versprach man sich von einem intensivierten Finanzausgleich. Ständerat Vincenz (k.-
chr., GR) schlug in einer Motion die Schaffung eines nationalen Investitionsfonds vor.
Die direkte Unterstützung der eigentlichen Berggebiete und die Arbeiten an einem
Konzept für die Entwicklung dieser Gebiete wurden fortgesetzt. 10

MOTION
DATUM: 31.12.1969
ULRICH KLÖTI

Der Erlass spezieller Vorschriften für den Fall einer Übernahme der Aktienmehrheit
schweizerischer Firmen durch im Ausland domilizierte Personen oder Gesellschaften
wird vom Parlament nicht für opportun gehalten. Der Nationalrat lehnte eine
entsprechende Motion Meizoz (sp, VD) ab, in der unter anderem die
Genehmigungspflicht durch die Belegschaft und die Bevölkerung der Region sowie eine
Garantieerklärung für die Erhaltung der Arbeitsplätze gefordert worden war. 11

MOTION
DATUM: 04.10.1982
HANS HIRTER

Der Nationalrat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen eine weder vom Plenum
noch vom Bundesrat bestrittene Motion der CVP-Fraktion für eine durchgängige
Anerkennung internationaler technischer Normen durch die Schweiz. Der Nationalrat
stimmte ebenfalls einem Postulat zu, das verlangt, im Rahmen des neuen, auf den 1.
April in Kraft gesetzten Markenschutzgesetzes ein Konzept für den Schutz von
typischen Produkten der Bergregionen auszuarbeiten. 12

MOTION
DATUM: 19.03.1993
HANS HIRTER

Mit Bundeshilfe soll auch die Stellung der KMU bei der Anwendung neuer Technologien
gestärkt werden. Der Nationalrat hiess eine Motion Tschopp (fdp, GE) gut, welche
verlangt, dass ein bestimmter Teil von Bundesaufträgen im Bereich Forschung und
Entwicklung an KMU vergeben werden muss. Der Ständerat wandelte die 1995 vom
Nationalrat überwiesene Motion Wick (cvp, BS) für einen besseren Zugang von KMU zu
Forschungsresultaten aus formellen Gründen in ein Postulat um. 13

MOTION
DATUM: 20.03.1996
HANS HIRTER

Das Parlament behandelte wie bereits im Vorjahr eine Vielzahl von Vorstössen, welche
forderten, durch eine Straffung und Vereinfachung der Verfahrensvorschriften und
Bewilligungen die Rahmenbedingungen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) zu
verbessern. Der Ständerat überwies mit 16 zu 13 Stimmen eine Motion Forster (fdp, SG),
welche verlangt, dass bei Botschaften zu neuen Gesetzesprojekten jeweils auch die
Auswirkungen auf die KMU dargestellt werden. Der Bundesrat hatte vergeblich auf den
zusätzlichen Aufwand - auch für die KMU - hingewiesen, den diese Vorabklärungen
verursachen würden; seiner Ansicht nach wäre es ausreichend, wenn die Wirtschaft
weiterhin ihre Interessen im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens artikulieren kann.
Der Vorstoss verlangt vom Bundesrat zudem, innert Jahresfrist einen Bericht
vorzulegen, der auflistet, welche Gesetze und Verordnungen er revidieren will, um die
KMU administrativ zu entlasten. Der Nationalrat stimmte dieser Motion in der
Wintersession ebenfalls zu. Ähnliches verlangte auch ein überwiesenes Postulat von
Nationalrat David (cvp, SG), indem es vom Bundesrat eine Aufzählung aller
eidgenössischen Bewilligungsverfahren verlangt; er soll diese dann in Hinsicht auf ihre
Nützlichkeit bewerten und Vorschläge zu ihrer Ersetzung durch andere Instrumente
(z.B. Lenkungsabgaben) machen. Der Nationalrat hiess auch denjenigen Teil einer
Motion Cavadini (fdp, TI) gut, der für Bewilligungsverfahren der Bundesverwaltung
zeitlich definierte Fristen einführen will; weitere Vorschläge dieser Motion für eine
Beschleunigung der Prozeduren (z.B. Einrichtung von Zentralstellen oder
Expressverfahren für bestimmte Fälle von Gesuchen) wurden in Postulatsform
umgewandelt. Der Nationalrat überwies ferner eine Motion Widrig (cvp, SG), welche
unter anderem Fristen bei der erstinstanzlichen Behandlung von Gesuchen fordert, und
eine Motion Loeb (fdp, BE) in Postulatsform, welche verlangt, dass bei der Formulierung
von Gesetzen und Verordnungen mehr auf leichte Verständlichkeit und Anwendbarkeit
geachtet wird. Im Rahmen der Beratungen über das Massnahmenpaket zur Ankurbelung

MOTION
DATUM: 30.04.1997
HANS HIRTER
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der Wirtschaft verlangten die WAK beider Räte mit Motionen eine Beschleunigung der
Abwicklung blockierter oder verzögerter Bewilligungsverfahren sowie die dazu
notwendige Anpassung der gesetzlichen Vorschriften. Der Ständerat überwies die
Motion seiner WAK zum Teil als Motion, zum Teil als Empfehlung. Der Nationalrat
akzeptierte auf Antrag seiner WAK die ganze Motion. 14

Der Nationalrat überwies gegen den Widerstand von Moser (fp, AG) eine Motion seiner
Aussenpolitischen Kommission, welche verlangt, dass die Erhaltung und Förderung der
KMU zu einer der Aufgaben der schweizerischen Aussenwirtschaftspolitik gemacht
wird. Als Massnahmen dazu gehören nach Ansicht der APK insbesondere der Abschluss
von bilateralen Verträgen mit der EU, um deren Märkte für schweizerische KMU zu
öffnen, sowie Bemühungen, ausländische KMU zu Betriebsgründungen in der Schweiz
zu veranlassen. Der Ständerat unterstützte zwar die Ziele dieses Antrags ebenfalls, war
aber der Überzeugung, dass entsprechende Massnahmen bereits ergriffen oder
eingeleitet worden seien. Er beschloss deshalb, den Vorstoss lediglich als Postulat zu
überweisen und gleichzeitig als erfüllt abzuschreiben. 15

MOTION
DATUM: 10.03.1998
HANS HIRTER

Das Anliegen der im Vorjahr vom Nationalrat überwiesenen Motion Cavadini (fdp, TI),
mit der Setzung von Fristen die Bewilligungsverfahren der Bundesverwaltung zu
beschleunigen, fand auch in der kleinen Kammer Zustimmung. Aus formalen Gründen
wurde die Motion aber abgelehnt und an ihrer Stelle eine gleichlautende Empfehlung
überwiesen. Aus der im Vorjahr vom Nationalrat überwiesenen Motion Widrig (cvp, SG)
übernahm der Ständerat die beiden Punkte, welche verlangen, dass neue
Bewilligungsverfahren nur auf dem Gesetzesweg eingeführt werden dürfen resp. der
Instanzenweg abschliessend und mit klaren Fristsetzungen für die Behandlung zu regeln
ist. Den Rest des Vorstosses überwies er als Postulat. Der Bundesrat war inzwischen in
der Frage der Konzentration und Beschleunigung des bundesrechtlichen
Plangenehmigungsverfahrens bereits selber aktiv geworden. Im Februar unterbreitete
er dem Parlament eine Botschaft mit einer Reihe von Gesetzesänderungen zu diesem
Zweck. Im Herbst präsentierte er zudem diverse Studien zu administrativen
Hindernissen für die Wirtschaft und beauftragte das EVD und das EFD, konkrete
Verbesserungsmassnahmen, namentlich zur Verkürzung der Behandlungsfristen für
Gesuche und Bewilligungen vorzuschlagen. 16

MOTION
DATUM: 16.03.1998
HANS HIRTER

Nicht wenige KMU hatten in den Jahren der Rezession unter ernsthaften Problemen bei
der Kreditbeschaffung gelitten. Als Gegenmassnahme schlug die SP-Fraktion mit einer
Motion vor, eine staatliche Bank für KMU zu schaffen. Der Bundesrat teilte zwar die
Lageeinschätzung, dass die im Rahmen der Internationalisierung erfolgte
Neuorientierung der Geschäftspolitik der Grossbanken die Position der KMU auf dem
Kreditmarkt erschwert hat. Die Gründung einer Bundesbank lehnte er aber aus
ordnungspolitischen Gründen ab. Es sei nicht Sache des Staates, über die
Kreditwürdigkeit von privaten Unternehmen und ihrer Projekte zu urteilen und die
daraus entstehenden Risiken zu tragen. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation
und war auch nicht bereit, den Vorstoss wenigstens in Postulatsform zu überweisen. 17

MOTION
DATUM: 16.06.1999
HANS HIRTER

Der Ständerat hatte anlässlich seiner Beratungen dieser Vorlage eine Motion und ein
Postulat für die Erleichterung von Unternehmensgründungen verabschiedet. Die von
seiner WAK eingereichte Motion, welche auch vom Nationalrat überwiesen wurde,
verlangt Erleichterungen im Steuerrecht (Besteuerung von Optionsrechten erst im
Zeitpunkt der Ausübung), eine Reduktion des minimalen Nennwerts von Aktien und die
Schaffung einer neuen Gesellschaftsform („limited partnership“). Das Postulat nahm
den Beschluss des Nationalrats für die Steuerbegünstigung von „business angels“ auf
und regte zudem eine Lockerung der Anlagevorschriften für Pensionskassen und des
AHV/IV-Fonds bezüglich Anlagen in Risikokapital an. 18

MOTION
DATUM: 23.09.1999
HANS HIRTER
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Neue staatliche Vorschriften und Verfahren können die Administration von
Kleinbetrieben übermässig belasten. Der Nationalrat überwies eine Motion Durrer (cvp,
OW), welche verlangt, dass vor deren Einführung ein Vollzugstauglichkeitstest bei einer
Anzahl von KMU durchgeführt werden muss. Bundesrat Couchepin gab dabei bekannt,
dass mit derartigen Tests auf Versuchsbasis bereits Erfahrungen gesammelt werden.
Eine von Speck (svp, AG; 99.3495) übernommene Motion Gusset (fp, TG), welche für
bestimmte administrative Aufwendungen (z.B. Erhebung der MWSt) eine finanzielle
Entschädigung für die Unternehmen forderte, fand hingegen keine Mehrheit. Der
Ständerat überwies in Postulatsform eine Motion (00.3595) seiner WAK, welche eine
Entlastung der Unternehmen bei den bundesrechtlichen Verfahren forderte.
Insbesondere werden darin Rechenschaftsberichte und Statistiken über Bewilligungs-
und andere Verwaltungsverfahren und die Einrichtung einer zentralen elektronischen
Geschäftsstelle für den Verkehr mit der Bundesverwaltung verlangt. In seiner Antwort
gab der Bundesrat bekannt, dass für einen guten Teil der Motionsforderungen
entsprechende Massnahmen bereits eingeleitet resp. im Projekt e-Schweiz enthalten
seien (z. B. Rechenschaftsberichte und Evaluation der Verfahren, elektronische
Zentralstelle (guichet virtuel)). Das seco gab bekannt, dass es ein Internet-Portal für
KMU plane, auf dem Informationen über Bewilligungsverfahren und die
dazugehörenden Formulare zentralisiert angeboten werden könnten. 19

MOTION
DATUM: 15.06.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine vom Bundesrat ebenfalls unterstützte Motion seiner WAK
für eine die Anliegen der KMU berücksichtigende rechtliche Umsetzung der
internationalen Empfehlungen an die Banken bezüglich der Eigenmittelvorschriften und
des Ratings für Geschäftskredite (Basel I und Basel II). 20

MOTION
DATUM: 17.03.2005
HANS HIRTER

Die im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion für eine Berücksichtigung der
Anliegen der KMU bei der rechtlichen Umsetzung der internationalen Empfehlungen an
die Banken bezüglich der Eigenmittelvorschriften und des Ratings für Geschäftskredite
(Basel I und Basel II) fand auch in der kleinen Kammer Zustimmung. 21

MOTION
DATUM: 20.06.2006
HANS HIRTER

Der Nationalrat gab einer Motion Hochreutener (cvp, BE) Folge, welche verlangt, dass in
allen Departementen versucht wird, den administrativen Aufwand, der den kleinen
Unternehmen durch Auflagen der Bundesverwaltung entsteht, zu reduzieren. Vorbild
dafür wären die vom EVD seit 2006 durchgeführten Vereinfachungen in Bewilligungs-
und Meldeverfahren. 22

MOTION
DATUM: 17.09.2009
HANS HIRTER

Gegen den Widerstand der SVP und einer starken Minderheit der FDP überwies der
Nationalrat eine Motion Hochreutener (cvp, BE) für eine Ausweitung des
gewerbeorientierten Bürgschaftswesens. Der Motionär verlangte insbesondere eine
Erhöhung des maximalen Betrags einer Bürgschaft von 500'000 auf 1'000'000 Fr. und
eine grössere Verlustbeteiligung des Bundes. 23

MOTION
DATUM: 17.09.2009
HANS HIRTER

In der Sommersession folgte der Stände- dem Nationalrat und überwies die Motion
Hochreutener (cvp, BE), die unter der Federführung des Seco eine Vereinfachung der
Regulierung in sämtlichen Departementen fordert. Während von der geplanten
Entlastung von Bewilligungsverfahren grundsätzlich alle Unternehmungen profitieren
sollten, häuften sich gegen Ende des Jahres im Nationalrat Eingaben, welche die
spezifische Entlastung der KMU durch zusätzliche Deregulierungsmassnahmen sowie
eine Erweiterung des E-Government-Angebots verlangten. Sie gelangten im
Berichtsjahr noch nicht zur Behandlung im Ratsplenum. Hingegen überwies der
Nationalrat gegen den Willen des Bundesrats sowie der SP und der Hälfte der
anwesenden Grünen eine bereits 2008 von seinem damaligen Mitglied und späteren
Ständerat Adrian Amstutz (svp, BE) eingereichte Motion (Mo. 08.3512). Die Vorlage
beabsichtigt über eine Revision des Raumplanungsgesetzes einen auf Basis ebendieser
Norm begründeten Bundesgerichtsentscheid zu kippen, der neu eine Baubewilligung
für jene Strassencafés vorschreibt, die erhebliche Auswirkungen auf ihre Umgebung
(Lärmbelastung, Verkehrssicherheit, Ortsbildschutz) haben. 24

MOTION
DATUM: 17.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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In der Sommersession lehnte der Ständerat auf Anraten seiner Kommission für
Wirtschaft und Abgaben als Zweitrat die Motion von Nationalrat Norbert Hochreutener
(cvp, BE) zur Ausweitung des Bürgschaftswesens zwecks Milderung der Finanzkrise für
KMU mit 18 zu 15 Stimmen knapp ab. Die im Rat obsiegende Mehrheit verwies darauf,
dass die gestellten Bürgschaftsanträge auch während der Rezession 2008/2009 kaum
je die geltende Verbürgungslimite von 500'000 Fr. erreicht hatten und sich die
Finanzierungssituation der KMU gemäss einer im Sommer 2009 publizierten Seco-
Umfrage stabil darstellte. Zudem war Ende 2009 der über das Bürgschaftssystem
garantierte Plafond von 200 Mio. Franken nur zu einem Drittel ausgeschöpft. Das
bewusst auf Kleinstunternehmungen (schweizweit rund 1900 KMU) ausgerichtete
gewerbliche Bürgschaftswesen sei deshalb für seinen Verwendungszweck bei weitem
ausreichend konzipiert. Mit Hinweis auf künftige Rezessionen schob Norbert
Hochreutener im Herbst 2010 eine inhaltlich identische, in den Räten noch nicht
behandelte Motion nach, die der Bundesrat mit den oben beschriebenen Argumenten
erneut zur Ablehnung empfahl. 25

MOTION
DATUM: 17.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Im Bereich der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) nahmen die eidgenössischen
Räte zwei Motionen der FDP-Fraktion an. Der eine Vorstoss zielte darauf ab, anlässlich
der Erneuerung der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Kantonen 2011 die
Realisierung von E-Government-Angeboten zur administrativen Entlastungen der
Unternehmen im Verkehr mit Verwaltungsstellen zu beschleunigen. 26

MOTION
DATUM: 14.09.2011
LAURENT BERNHARD

Die andere Motion forderte die elektronische Zollabfertigung von Waren via ein
interaktives Internetportal. 27

MOTION
DATUM: 27.09.2011
LAURENT BERNHARD

Die Motion Hochreutener (cvp, BE), die eine Erhöhung der Kreditlimiten im
gewerblichen Bürgschaftswesen forderte, wurde im Dezember des Berichtsjahres
abgeschrieben, da der Urheber des Vorstosses nach den Parlamentswahlen aus dem
Nationalrat ausschied.

MOTION
DATUM: 12.12.2011
LAURENT BERNHARD

Eine Studie der Credit Suisse war im Jahre 2009 zum Ergebnis gekommen, das bis 2014
rund 77'000 Unternehmen vor einer Nachfolgeregelung stehen würden, was einem
beträchtlichen Anteil von 26% der in der Schweiz ansässigen Unternehmen entsprach.
Von dieser Herausforderung waren hochgerechnet 975'000 Arbeitsplätze betroffen –
die meisten davon in den kleinen und mittleren Unternehmungen (KMU). Um deren
Fortbestand zu erleichtern, nahm der Nationalrat in der Berichtsperiode eine Motion
Rime (svp, FR) an. Diese bezweckte eine Lockerung in Bezug auf die Bestimmungen
betreffend Firmennamen (Artikel 944ff. des Obligationenrechts). Der Motionär
erachtete die geltenden Bestimmungen als zu strikt, da im Firmennamen von
Einzelfirmen, Kollektiv- und Kommanditgesellschaften sowie
Kommanditaktiengesellschaften bisher einzig der Name der Inhaberin oder des
Inhabers der Einzelfirma bzw. die Namen der unbeschränkt haftenden
Gesellschafterinnen und Gesellschafter der Personengesellschaften aufgeführt werden
durfte. Der Vorstoss forderte, dass der Firmenname ungeachtet der Änderungen, die
den Kreis der Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder die Rechtsform betraf,
fortbestehen konnte. Der Entscheid des Ständerats zu diesem Geschäft stand noch aus.
In der Wintersession nahm der Ständerat eine Motion Bischof (cvp, SO; Mo. 12.3769) an,
welche die identische Zielsetzung verfolgte. Hier wiederum war der Beschluss des
Nationalrats im Berichtsjahr noch hängig. 28

MOTION
DATUM: 14.12.2012
LAURENT BERNHARD

Gemäss einer im Juni des Berichtsjahres von der Credit Suisse veröffentlichten Studie
mussten sich in den kommenden fünf Jahren 22 Prozent der kleinen und mittleren
Unternehmungen (KMU) mit einer Nachfolgeregelung befassen. Vor diesem Hintergrund
überwiesen die eidgenössischen Räte im Verlauf der Sommersession zwei Motionen,
die im Rahmen des Firmenrechts eine entsprechende Vereinfachung bezweckten. Nach
der Zustimmung der kleinen Kammer im vergangenen Jahr fand eine Motion Rime (svp,
FR) auch im Ständerat eine Mehrheit. Um den Fortbestand vor allem der kleinen und
mittleren Unternehmungen (KMU) zu erleichtern, zielte der Vorstoss auf eine Lockerung
der Firmennamenregelung ab. Bis anhin musste bei Einzelfirmen, Kollektiv- und

MOTION
DATUM: 18.06.2013
LAURENT BERNHARD
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Kommanditgesellschaften sowie Kommanditaktiengesellschaften der Namen der
Inhaberin oder des Inhabers der Einzelfirma bzw. die Namen der unbeschränkt
haftenden Gesellschafterinnen und Gesellschafter der Personengesellschaften Teil des
Firmennamens sein. Die Motion forderte, dass der Firmenname ungeachtet der
Änderungen, die den Kreis der Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder die
Rechtsform betraf, fortbestehen konnte. Der Nationalrat nahm seinerseits eine Motion
Bischof (cvp, SO; Mo. 12.3769) an, welche die identische Zielsetzung verfolgte. Der
Ständerat hatte sich bereits im Vorjahr für dieses Geschäft ausgesprochen. 29

National- und Ständerat nahmen im März und Juni 2014 eine Motion der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) an. Das Begehren verlangte vom
Bundesrat, in Verhandlungen mit der EU darauf hinzuwirken, die Auslegung der
Definition von Kleinstunternehmen im Bauproduktegesetz möglichst KMU-freundlich
zu gestalten. Es sollte erreicht werden, dass ein Unternehmen als Kleinstunternehmen
gilt, wenn der Jahresumsatz mit Bauprodukten unter CHF 3 Mio. liegt. Die Höhe der
Jahresbilanz sowie die Anzahl beschäftigter Personen sollten nicht in Betracht gezogen
werden. Auf diese Weise sollten die KMU der Bauindustrie möglichst von
administrativen Auflagen entlastet werden. 30

MOTION
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH

Die Bürgschaftslimite für Klein- oder Mittelbetriebe (KMU) soll von CHF 500'000 auf
CHF 1 Mio. angehoben werden. Dieser Meinung war in der Herbstsession 2015 der
Ständerat, der eine entsprechende Motion Comte (fdp, NE) mit 20 zu 14 Stimmen bei 1
Enthaltung an den Nationalrat weiterreichte. Der Bundesrat stellte sich gegen den
Vorstoss. Die Erhöhung der Bürgschaftslimite sei bereits 2013 eingehend geprüft und
als nicht notwendig erachtet worden. An dieser Einschätzung habe sich auch in den
letzten Jahren nichts geändert, so der Bundesrat, zumal der Schweizer KMU-
Kreditmarkt insgesamt funktioniere. 31

MOTION
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

Im Dezember 2015 fasste der Bundesrat den Auftrag, möglichst rasch Massnahmen zur
Senkung unnötiger Regulierungskosten umzusetzen, die er in einem Ende 2013
veröffentlichten Bericht selbst vorgeschlagen hatte. Die Motion Fournier (cvp, VS)
forderte, dass der Bundesrat dort, wo gesetzliche Anpassungen erforderlich sind, dem
Parlament innerhalb von neun Monaten nach der Überweisung dieser Motion
entsprechende Vorlagen zu unterbreiten hat. Der Bundesrat sprach sich gegen den
Vorstoss aus, da sich viele der im Bericht genannten Massnahmen wie zum Beispiel E-
Government-Projekte zeitlich nicht beschleunigen liessen. Zudem seien für eine
Vielzahl der Projekte ganz oder teilweise die Kantone zuständig. Der Bundesrat stiess
aber weder in der Sommersession 2015 im Ständerat (24 zu 7 Stimmen bei 7
Enthaltungen) noch in der Wintersession des gleichen Jahres im Nationalrat (128 zu 52
Stimmen bei 5 Enthaltungen) auf offene Ohren. Einzig die Sozialdemokraten und die
Grünen folgten dem Bundesrat und stimmten gegen die Motion. 32

MOTION
DATUM: 14.12.2015
DAVID ZUMBACH

In der Frühjahrssession 2016 sprach sich auch der Nationalrat dafür aus, die
Bürgschaftslimite für Klein- oder Mittelbetriebe (KMU) von CHF 500'000 auf CHF 1
Mio. zu erhöhen. Er folgte bei der Annahme der entsprechenden Motion Comte (fdp,
NE) auch seiner vorberatenden Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die
sich mit 18 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung für die Motion ausgesprochen hatte. Eine
Kommissionsminderheit Egloff (svp, ZH) stellte sich ganz auf die Seite des Bundesrates,
der seinerseits darauf hingewiesen hatte, dass nur 10% der gewährten Bürgschaften die
geltende Limite von CHF 500'000 ausnutzen würden und die Nachfrage nach grösseren
Bürgschaften bescheiden sei und bescheiden bleiben dürfte. Das Abstimmungsresultat
fiel mit 169 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen indes sehr deutlich zu Ungunsten des
Bundesrats und der Kommissionsminderheit aus. 33

MOTION
DATUM: 17.03.2016
DAVID ZUMBACH
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L'article 63 al.1 let.d de la loi fédérale sur l'impôt fédéral direct (LIFD) permet aux
entreprises de constituer des provisions pour financer des mandats de recherche et de
développement (R&D) attribués à des tiers. Ces provisions sont plafonnées à 10 pour
cent du bénéfice imposable. Jacqueline Badran (sp/ps, ZH) charge le Conseil fédéral,
par l'intermédiaire d'une motion, de modifier cet article 63 al.1 let.d. Elle souhaite ainsi
permettre aux entreprises de constituer des provisions jusqu'à 80 pour cent du
bénéfice imposable et aussi lorsque la R&D est effectuée à l'interne de l'entreprise et
non pas forcément confiée à des tiers. Selon la dépositaire, une telle modification
boosterait l'innovation des PME. Le Conseil fédéral considère que la proposition de la
motion Badran (sp/ps, ZH) n'est pas optimale car non ciblée. Il a donc proposé de
rejeter la motion. Le Conseil fédéral a concédé qu'un tel report d'imposition
constituerait un avantage en matière de liquidité pour les PME qui utiliseraient cette
provision. Cependant, il a estimé que l'application de cette modification législative
serait administrativement complexe et risquerait d'être uniquement utilisée comme un
outil de report de l'imposition sur le bénéfice. Ensuite, il a ajouté que cette mesure ne
serait pas équitable vis-à-vis des start-up qui réalisent rarement un bénéfice lors des
premières années. Au final, le Conseil national a suivi les arguments de l'auteure de la
motion. Il a largement adopté l'objet par 139 voix contre 33 et 20 abstentions. La
motion passe à la chambre des cantons. 34

MOTION
DATUM: 27.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Ruedi Lustenberger (cvp/pdc, LU) a déposé, en 2015, une motion afin que le Conseil
fédéral prenne en considération les caractéristiques spécifiques des PME lors de la
mise en œuvre de la loi et de l'ordonnance sur les produits de construction. Deux
points préoccupaient particulièrement le conseiller national: l'inspection et les
informations techniques. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En effet, il estime que les intérêts
des PME ont déjà été pris en compte lors de la révision en question. Si la motion a
d'abord été reprise par Daniel Fässler (cvp/pdc, AI), elle a finalement été retirée. 35

MOTION
DATUM: 04.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Une motion Grossen (glp/pvl, BE) souhaite une modification de la loi sur la protection
des marques (LPM). Plus précisément, la motion remet en question les exigences
minimales relatives à l'indication de provenance. En effet, Jürg Grossen (glp/pvl, BE)
estime que la valeur minimale, fixée à 60 pour cent, est arbitraire et qu'elle entraîne
une bureaucratie étouffante qui empêche de nombreuses entreprises suisses d'utiliser
la marque "Suisse". Par conséquent, il considère que ces entreprises perdent
l'avantage comparatif du Swissness. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion.
Plusieurs arguments ont été soulignés. D'abord, le Conseil fédéral a rappelé que
l'utilisation du Swissness demeurait facultative et gratuite. Ensuite, il a mis en évidence
la flexibilité des règles en vigueur, avec notamment les particularités relatives aux
composants non disponibles en Suisse et aux coûts de recherche et de développement.
Finalement, il a estimé qu'une remise en question de la LPM, entrée en vigueur le 1er
janvier 2017, serait précoce et engendrerait une incertitude préjudiciable pour les
entreprises suisses. Le conseiller national bernois a finalement décidé de retirer sa
motion. 36

MOTION
DATUM: 02.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Par l'intermédiaire d'une motion, le parlementaire Pardini (ps, BE) souhaite consolider
la place des PME dans l'économie helvétique en favorisant la promotion de
l'innovation et le transfert des connaissances. En effet, la motion impose la création
d'une banque de données de l'innovation par Innosuisse. Cette banque de données
fournirait des informations à jour sur les évolutions techniques récentes ainsi que leurs
applications industrielles. De plus, Innosuisse tiendrait un agenda de l'innovation afin
de permettre aux PME d'être à jour. Corrado Pardini estime qu'une telle banque de
données est indispensable pour les PME qui n'ont pas la taille pour créer un
département de recherche. Il estime ainsi que cette motion garantirait une politique
industrielle moderne et concrète. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Tout d'abord, il estime qu'une telle banque
de données est difficilement réalisable. Ensuite, il considère que la banque de données
sur les brevets, les conseils spécifiques fournit par Innosuisse et les activités
d'informations ponctuelles de l'Académie suisse des sciences techniques offrent des
conditions-cadres suffisantes pour le transfert de connaissances vers les PME. Au final,
le Conseil national a rejeté la motion par 140 voix contre 50. 37

MOTION
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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La motion de Raphaël Comte (plr, NE) sur l'augmentation du plafond d'intervention des
organisations de cautionnement en faveur des PME a été classée dans le cadre de
l'examen de l'objet du Conseil fédéral 18.024.

MOTION
DATUM: 26.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Fathi Derder (plr, VD) demande au Conseil fédéral un rapport sur le potentiel
d’allègement de l’impôt sur le capital et de l’impôt sur la fortune pour les PME.
D’abord combattu par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU), le postulat a été adopté en
chambre par 137 voix contre 53. Seule l’aile gauche du Parlement s’est opposée. Le
Conseil fédéral proposait d’ailleurs d’adopter le postulat. Il soulignait également qu’à la
suite du rapport sur le postulat 13.4237, il avait chargé le Département fédéral des
finances (DFF) de réfléchir à l’optimisation du traitement des start-up. 38

MOTION
DATUM: 13.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans la continuité de la chambre du peuple, le Conseil des États a adopté la motion du
PLR qui vise à mettre en place un frein à la réglementation qui permette de limiter les
coûts qu’elle induit. Cette motion a été acceptée par 25 voix contre 16 et 1 abstention.
La Commission de l’économie et des redevances du Conseil des États (CER-CE)
proposait d’ailleurs à sa chambre de l’adopter par 9 voix contre 4. La CER-CE soulignait
les efforts «insuffisants» entrepris par le Conseil fédéral dans cette lutte pour la
dérégulation et le maintien de la compétitivité des entreprises suisses. A l’opposé, une
minorité considérait qu’un tel frein à la réglementation entraverait considérablement le
travail politique. Cette motion a été adoptée parallèlement à la motion 16.3388 qui
propose une loi sur la réduction de la densité réglementaire. 39

MOTION
DATUM: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a adopté, à l'unanimité, une motion du sénateur Germann (udc,
SH). La motion charge le Conseil fédéral de proposer des mesures pour accroître le
dynamisme de la place économique suisse. Le sénateur insiste notamment sur trois
thématiques: l'optimisation des conditions-cadres, la baisse des coûts de
réglementation et le maintien des emplois. Le Conseil fédéral proposait d'adopter la
motion. 
Une motion similaire a été déposée au Conseil national par le parlementaire Michaël
Buffat (udc, VD). La discussion a été reportée car l'objet est combattu par la socialiste
Birrer-Heimo (ps, LU). 40

MOTION
DATUM: 17.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

A travers une motion, Fathi Derder (plr, VD) demandait au Conseil fédéral de mettre en
place des conditions-cadres attractives pour créer un fonds de capital-risque en
Suisse. Il suggérait notamment de s'inspirer du modèle du fonds Yozma en Israël. 
Si le Conseil fédéral rejoignait les préoccupations du motionnaire, il a proposé de
rejeter la motion. Il a notamment estimé que les conditions actuelles suffisaient pour la
création d'un fond d'investissement pour les start-up helvétiques. Le rapport sur le
postulat 13.4237 a d'ailleurs été cité. La motion a été classée car son auteur a quitté le
Parlement.

MOTION
DATUM: 05.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Fathi Derder (plr, VD) a souhaité renforcer la visibilité internationale de l'écosystème
suisse de start-up. Il estime qu'une meilleure visibilité s'impose comme le garant d'une
attraction de nouveaux talents et de capital-risque en Suisse. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Il a rappelé l'excellente santé des
jeunes entreprises helvétiques, en mettant en évidence son rapport sur le postulat
13.4237, puis a mentionné les actions de promotion de la visibilité déjà prévues. La
motion a été classée car le parlementaire vaudois a quitté le conseil.

MOTION
DATUM: 05.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion German (udc, SH) demande un programme pour accroître le dynamisme de
la place économique suisse. Le Conseil des Etats s'est prononcé en premier sur l'objet.
Il a suivi la recommandation du Conseil fédéral et adopté la motion à l'unanimité. 
Puis, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a
proposé, sans opposition, à sa chambre d'adopter la motion. Elle estimait que des
propositions pour renforcer la place économique suisse étaient indispensables dans le
contexte économique morose actuel. Finalement, la motion a été adoptée par le
Conseil national sans opposition. 41

MOTION
DATUM: 18.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Alors que le Conseil national avait largement suivi les arguments de Jacqueline Badran
(ps, ZH), la chambre des cantons a rejeté tacitement la motion quatre années plus tard.
Pour être précis, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) a préconisé un rejet par 5 voix contre 0 et 8 abstentions. D'un côté, elle a
estimé que la déduction fiscale de 150% des dépenses effectivement réalisées en R&D,
promulguée dans le projet de «Réforme fiscale et financement de l'AVS (RFFA)», était
plus optimale. D'un autre côté, elle a soulevé la charge administrative et le risque
d'abus fiscaux. L'art. 63 al.1 de la loi fédérale sur l'impôt fédéral direct (LIFD) ne sera
donc pas modifié pour dynamiser l'innovation des PME. 42

MOTION
DATUM: 02.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion déposée par le PLR en 2016 visant à mettre en place un frein à la
réglementation qui permette de limiter les coûts qu’elle induit a été tacitement
classée par le Conseil des Etats lors de la session d'hiver. Comme l'a expliquée la
présidente de la chambre haute Eva Herzog (ps, BS), cette motion aurait déjà dû être
classée dans le cadre de l'objet 22.083, qui a été traité au Conseil des Etats le 7 juin
2023. Cependant, l'objet 22.083 ne sera plus examinée par la chambre haute, car les
deux chambres ont décidé de ne pas entrer en matière. 43

MOTION
DATUM: 03.09.2023
LLOYD FLETCHER

Wettbewerb

Gegen die Empfehlung des Bundesrates nahm der Nationalrat eine Motion Flückiger-
Bäni (svp, AG) an, welche gleich lange Spiesse für kleine und mittlere Unternehmungen
(KMU) im öffentlichen Beschaffungswesen forderte. Insbesondere verfolgte sie das Ziel,
dass Bietergemeinschaften und Subunternehmen nicht mehr von Submissionsverfahren
ausgeschlossen werden konnten. Zudem verlangte die Motion, dass nicht mehr jedes
einzelne Unternehmen, sondern die Bietergemeinschaft als Ganzes die
Eignungskriterien zu erfüllen hatten. Der Entscheid zu diesem Vorstoss war beim
Ständerat im Berichtsjahr noch hängig. 44

MOTION
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Der Ständerat lehnte in der Herbstsession eine Motion Flückiger-Bäni (svp, AG) ab,
welche gleich lange Spiesse für kleine und mittlere Unternehmungen (KMU) im
öffentlichen Beschaffungswesen forderte. Dieser Vorstoss hatte im Jahre 2011 eine
Mehrheit im Nationalrat gefunden. 45

MOTION
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

In der Herbstsession 2015 reichte der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW) mit 35 zu 4
Stimmen bei 2 Enthaltungen an den Nationalrat weiter und sprach sich dafür aus, die
Wirkung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, das die Schweiz 2010 autonom eingeführt hatte,
über neue Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern. Der Motionär
schlug vor, dass man, wie im Falle der Automobilbranche, auch bei anderen
Markenprodukten, die in der Schweiz oder im EWR gekauft worden sind, zugelassene
Werkstätten dazu verpflichtet müsse, diese zu reparieren, zu warten oder Garantien zu
leisten. Auf diese Weise würden, so der Motionär weiter, die Gewerbebetriebe von
mehr Freiheit und der Endverbraucher von tieferen Preisen profitieren. Der Bundesrat
wies seinerseits darauf hin, dass eine entsprechende Regelung zu einer starken
Einschränkung der Vertragsfreiheit führen würde und einem "starken Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit" gleichkäme. 46

MOTION
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 sprach sich der Nationalrat für eine Anhebung des
Mindestzolls aus. Eine entsprechende Motion Noser (fdp, ZH) wurde diskussionslos an
den Ständerat weitergereicht. Auch der Bundesrat sprach sich für einen Erhöhung des
Mindestzolls aus, da auf diese Weise der administrative Aufwand bei der Verwaltung
und den Unternehmen reduziert werden könne. 47

MOTION
DATUM: 25.09.2015
DAVID ZUMBACH
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Im März 2016 sprach sich auch der Nationalrat dafür aus, die Wirkung des Cassis-de-
Dijon-Prinzips mit neuen Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern.
Im Vergleich zur kleinen Kammer, die eine entsprechende Motion Hess (fdp, OW) klar
angenommen hatte, fiel das Resultat im Nationalrat mit 93 zu 82 Stimmen knapper aus.
Dies hatte sich bereits in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK-NR) so abgezeichnet, hatte sich die Kommission doch erst nach dem
Stichentscheid von Präsidentin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) für die Annahme des
Vorstosses ausgesprochen. In der Debatte verwies die Kommissionsminderheit in
Person von Nationalrat Walter (svp, TG) darauf, dass unklar sei, ob in diesem Bereich
überhaupt Handlungsbedarf bestehe. Der Wettbewerbskommission (WEKO) seien
bisher noch keine Fälle gemeldet worden, in denen Vertriebspartnern vom Hersteller
verboten worden sei, im EWR gekaufte Produkte in der Schweiz installieren oder warten
zu dürfen. Der Bundesrat, der die Motion ablehnte, sprach seinerseits von einem
"erheblichen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit", der verschiedene schwerwiegende
Nebenwirkungen mit sich bringen würde. Der von einem alt-Ständerat der FDP lancierte
Vorstoss wurde am Ende von einer Koalition aus Mitte- und Linksparteien
angenommen. 48

MOTION
DATUM: 17.03.2016
DAVID ZUMBACH

Ein Jahr nach dem Nationalrat sprach sich im Herbst 2016 auch die kleine Kammer
diskussionslos für die Annahme einer Motion Noser (fdp, ZH) aus, die die Anhebung des
Mindestzolls forderte. Die vorberatende Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Ständerats (WAK-SR) empfahl dem Bundesrat, auf Erhebungen der Zollabgaben zu
verzichten, falls diese weniger als CHF 50 betragen. Finanzminister Maurer rechnete
vor, dass bei einer Anhebung des Mindestzolls von heute CHF 5 auf CHF 50 mit einem
Ausfall von CHF 32 Mio. zu rechnen sei. Der Bundesrat mache sich, so Maurer weiter,
dazu aber Gedanken und werde der Bundesversammlung entsprechende Vorschläge
unterbreiten. 49

MOTION
DATUM: 27.09.2016
DAVID ZUMBACH

Jean-René Fournier (cvp/pdc, VS) a déposé une motion afin d’améliorer la situation
des PME dans les procédures de concurrence. L’économie helvétique se compose à
99% de PME. Leur rôle est donc clé. Dès lors, selon le dépositaire de la motion, les
pratiques en termes de surveillance de la concurrence, et plus particulièrement de
jurisprudence, ne prendraient pas en compte la situation particulière des PME. En
effet, ces entreprises ne disposent pas des mêmes ressources financières, humaines et
juridiques que les grands groupes nationaux et internationaux. Une modification
législative de la loi sur les cartels (LCart) devrait donc être envisagée. Plus précisément,
il s’agirait d’accélérer et de simplifier les procédures judiciaires, de réglementer la
publication d’informations lors d’une procédure, de respecter le principe de
proportionnalité lors de sanctions et de mettre en place une allocation de dépens. Le
Conseil fédéral s’est opposé à cette motion. Il a précisé que, depuis que le Conseil
national a rejeté une révision de la LCart, plusieurs interventions parlementaires visent
des adaptations ponctuelles de cette loi. Néanmoins, le Conseil fédéral estime que
seule une approche globale permettrait d’appréhender la complexité de cette
problématique.  De plus, le gouvernement précise que, sur la question de la longueur
des procédures, la complexité de la thématique de la concurrence ainsi que la
nécessité de garantir l’indépendance des autorités de la concurrence et des tribunaux
empêchent une accélération notoire des procédures. Ensuite, il considère que de ne
publier les décisions qu’une fois qu’elles sont actées, ne ferait que ralentir les
procédures et constituerait un pas en arrière dans le domaine de la prévention et de la
transparence. De plus, il ajoute que le principe de proportionnalité est déjà appliqué.
Puis, il précise que les allocations de dépens sont réglées dans la loi fédérale sur la
procédure administrative. Au final, étant donné la complexité de la thématique, le
Conseil des États a transmis l’objet à sa commission de l'économie et des redevances
(CER-CE) pour un examen préalable. 50

MOTION
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Etant donné la complexité de la thématique, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'est penchée sur la motion Fournier
(cvp/pdc, VS). L'objectif de cette motion est d'améliorer la situation des PME dans les
procédures de concurrence en modifiant uniquement quatre points de la loi sur les
cartels (LCart). Une majorité de la commission, 9 voix contre 3 et 1 abstention, s'est
prononcée en faveur de la motion. La CER-CE a avancé plusieurs arguments.
Premièrement, une accélération des procédures serait favorables aux petites
entreprises qui représentent le 99% du tissu économique helvétique. Deuxièmement,

MOTION
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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une allocation de dépens se justifie face aux frais de procédure parfois insupportables
pour les PME. Troisièmement, la CER-CE a considéré que la publication de l'ouverture
d'une enquête porte un préjudice, souvent irréparable, qui porte atteinte à l'image de
l'entreprise alors qu'aucune culpabilité n'a encore été démontrée. Finalement, une
prise en compte de la taille de l'entreprise lors de la sanction a paru juste à la CER-CE.
A l'opposé, une minorité craint un affaiblissement de la LCart en cas d'adoption de la
motion. Lors du vote en chambre, la motion a été acceptée par 31 voix contre 10 et 1
abstention. 51

Avec en filigrane l'objectif de réduire l'îlot de cherté helvétique, Hans Hess (fdp/plr,
OW) a déposé une motion qui imposerait aux fabricants de produits de mentionner
spécifiquement, dans les contrats de distribution, la possibilité pour les distributeurs
suisses de procéder à des travaux d'installation, d'entretien ou de garantie sur leurs
produits, même s'ils ont été importés depuis l'Espace économique européen (EEE). En
effet, certaines entreprises suisses refuseraient de procéder à ces travaux afin de
verrouiller le marché et de réduire la concurrence étrangère. L'auteur de la motion
souhaite donc une application effective du principe du "Cassis de Dijon". La motion a
été acceptée par les deux chambres. 52

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

L'objectif de la motion Fournier (pdc, VS) est d'améliorer la situation des PME dans les
procédures de concurrence. Pour remplir cette objectif, le sénateur a défini quatre
éléments législatifs à modifier. Lors des discussions en Commission de l'économie et
des redevances du Conseil national (CER-CN), chaque élément a été abordé
séparément afin d'affiner l'étude de cet objet. Ainsi, la majorité de la commission a
proposé à son conseil d'adopter les points 1 et 4, et de rejeter les points 2 et 3. Par 15
voix contre 7 et 1 abstentions, la CER-CN a estimé qu'il était nécessaire de simplifier et
d'accélérer les procédures qu'elle considère comme trop longues et trop onéreuses
pour des PME. Ensuite, par 16 voix contre 6 et 1 abstention, elle a préconisé une
allocation de dépens lors des procédures administratives. Par contre, elle a largement
rejeté la proposition 2 car elle craignait pour la sécurité du droit, et a proposé par 8
voix contre 8 et 7 abstentions, avec la voix prépondérante de la présidente, de rejeter le
point 3 car l'adaptation des sanctions existe déjà en pratique. Finalement, une minorité
proposait de rejeter l'ensemble des points de la motion. Lors du débat en chambre, les
voix se sont alignées sur la proposition de la majorité de la commission. Les points 1 et 4
ont été adoptés, alors que les points 2 et 3 ont été rejetés, par 123 voix contre 54 et 1
abstention. Les voix du camp rose-vert et des vert'libéraux n'ont pas suffi. 53

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national puis le Conseil des Etats ont adopté le classement de la motion sur
l'application effective du principe du «Cassis de Dijon» dans le cadre de l'examen de
l'objet 17.050.

MOTION
DATUM: 06.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le député Aloïs Gmür (centre, SZ) considère que le regroupement d'achat, inscrit dans
l'art. 2, al. 2 de l'ordonnance sur l'organisation des marchés publics (Org-OMP), est un
frein à la participation des PME aux procédures d'adjudication des marchés publics.
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que la stratégie de
l'administration fédérale en matière d'acquisition souligne déjà la volonté d'inclure les
PME dans les procédures d'adjudication. La motion a été retirée. 54

MOTION
DATUM: 29.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Gesellschaftsrecht

En s'inspirant des lois «antibureaucratie» en vigueur dans certains cantons, Sandra
Sollberger (svp/udc, BL) a déposé une motion qui charge le Conseil fédéral de
soumettre un projet de loi sur la réduction de la densité réglementaire et l'allègement
de la charge administrative qui pèse sur les entreprises. L'objectif est de freiner
l'inflation réglementaire afin de maintenir l'avantage comparatif de la Suisse en matière
de réglementation pour les entreprises. Pour sa part, le Conseil fédéral s'est opposé à
la motion. Il souligne que de nombreux instruments, comme l'analyse d'impact de la
réglementation (AIR), les rapports sur les mesures d'allègements et le forum PME,
permettaient déjà de contenir le risque de dérives bureaucratiques. De plus, il a
souligné que le Parlement avait déjà adopté les motions 15.3445 et 15.3400 qui
concernent l'AIR. 
A la chambre du peuple, la motion a été acceptée par 112 voix contre 75 et 2
abstentions. Les voix de l'UDC, ainsi que celle de la frange libérale du parlement,
composée du PLR et des Vert'libéraux, ont décidé du sort de la motion. 55

MOTION
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Avec l’objectif de réduire le fardeau administratif des PME, Sylvia Flückiger-Bäni (svp,
AG) a déposé une motion qui imposerait un dédommagement forfaitaire pour les
tâches administratives effectuées par les PME sur mandat de la Confédération. Elle
cite, par exemple, l’imposition de la TVA ou la redevance sur le trafic des poids lourds
(RPLP). 
Bien qu’il approuve la nécessité de réduire la charge bureaucratique des PME, le
Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Il estime d’abord que de nombreux
rapports ont déjà été effectués. Puis, il souligne que les efforts de numérisation
entrepris ces dernières années sont la direction qu’il faut prendre à moyen-terme.
Finalement, il pointe du doigt la facture d’un tel montant forfaitaire qui serait
obligatoirement répercutée sur les impôts donc contre-productive pour les PME. 
La motion a été rejetée par le Conseil national par 103 voix contre 82 et 8 abstentions.
Les voix du PLR ont fait pencher la balance. En effet, 12 parlementaires PLR ont voté
contre la motion alors que 17 de leurs collègues étaient en faveur de l’objet. 56

MOTION
DATUM: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Après l’adoption par la chambre du peuple, la motion relative au projet de loi sur la
réduction de la densité réglementaire et l’allègement de la charge administrative qui
pèse sur les entreprises, déposée par la parlementaire Sandra Sollberger (udc, BL), a
été examinée par la chambre des cantons. La commission de l’économie et des
redevances du Conseil des États (CER-CE) a proposé à sa chambre, par 9 voix contre 4,
d’adopter la motion. Une minorité emmenée par le sénateur Levrat (ps, FR) s’est
opposée à la motion. La majorité de la commission a critiqué les efforts «insuffisants»
entrepris par le Conseil fédéral pour juguler le fardeau administratif des entreprises
helvétiques. Elle a notamment critiqué la décision de renoncer à l’implémentation
d’une autorité indépendante chargée d’évaluer l’impact des réglementations (AIR).
Selon la majorité, cette décision va à l’encontre des motions 15.3400 et 15.3445,
pourtant adoptées au sein du Parlement, et met en évidence le peu d’implication du
Conseil fédéral dans cette lutte pour maintenir la compétitivité des entreprises
helvétiques. La CER-CE a d’ailleurs déposé une initiative parlementaire 19.402 pour
pallier cette décision du Conseil fédéral. A l’opposé, la minorité de la commission a jugé
inadapté de lutter contre la bureaucratie par la bureaucratie. Au final, la volonté
d’imposer une stratégie de dérégulation l’a emportée. La motion a été adoptée par 25
voix contre 16 et 1 abstention. 57

MOTION
DATUM: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de faciliter les successions dans les PME, Bruno Walliser (udc, ZH) a déposé une
motion qui propose une différenciation par type d'entreprise (entreprises cotées en
bourse, grandes entreprises et PME) de la définition de la participation des
collaborateurs. L'objectif est d'éviter les situations de prix de faveur à des
collaborateurs, donc d'une transmission de l'entreprise à un prix inférieur à sa valeur
vénale. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a mentionné le principe d'égalité de
traitement et de l'imposition selon la capacité économique pour justifier cette
position. La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai imparti.

MOTION
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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La motion de Sandra Sollberger (udc, BL) portant sur la réduction de la densité
réglementaire et l’allègement de la charge administrative qui pèse sur les entreprises
a été classée dans le cadre du vote final sur la Loi fédérale sur l’allégement des coûts de
la réglementation pour les entreprises (LACRE) en septembre 2023. Dans son message
du 9 décembre 2022 présentant le projet de la LACRE, le Conseil fédéral avait en effet
proposé de classer la motion de la conseillère nationale UDC, le projet de la LACRE
remplissant le mandat parlementaire conféré par la motion. 58

MOTION
DATUM: 20.09.2023
LOUISE DROMPT

Wirtschaftsordnung

In der Sommersession 2014 versenkte der Ständerat eine Motion der Kommission für
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR), die über die Einführung von
gesetzlichen Ordnungsfristen auf eine Entlastung der Unternehmen im Bereich der
Bewilligungsverfahren abzielte. Der Nationalrat hatte dem Vorstoss im März mit 117 zu
53 Stimmen zugestimmt. Die kleine Kammer folgte damit dem Bundesrat und der
eigenen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR), die beide das
Motionsanliegen durch die Verordnung über Grundsätze und Ordnungsfristen für
Bewilligungsverfahren, die am 1. September 2011 in Kraft getreten war, als "weitegehend
erfüllt" betrachteten. Die genannte Verordnung kennt drei Kategorien von
Verhandlungsfristen für Bewilligungsverfahren: Behandlung innert 10 Tagen bei
einfachen Fällen, innert 40 Tagen bei mässig aufwendigen Fällen und innert eines der
gesuchstellenden Person brieflich mitgeteilten Zeitraums bei sehr komplexen Fällen. 59

MOTION
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH

Eine Motion Giezendanner (svp, AG) forderte 2015 die Befreiung der Unternehmen vom
Statistikaufwand und wollte Betriebe mit weniger als 50 Mitarbeitenden von den
entsprechenden durch das Bundesamt für Statistik (BFS) erteilten Aufgaben befreit
sehen. Eine ansonsten gleichlautende Motion Schibli (svp, ZH) forderte überdies eine
Prüfung der Entlastungsmöglichkeiten von grösseren Unternehmen im Bereich der
Statistik. Der Bundesrat gab in seiner Antwort zu bedenken, dass mit dem geforderten
Mindestkriterium von 50 Beschäftigten 98 Prozent der Unternehmen und 44 Prozent
der Beschäftigten nicht mehr statistisch erfasst würden und damit diese Informationen
auch nicht mehr in die politischen Entscheidungsprozesse einfliessen könnten. Der
Nationalrat stimmte den Vorstössen, die in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer
dringlichen Interpellation zur Frankenstärke behandelt wurden, bei jeweils einer
Enthaltung deutlich mit 119 zu 66 Stimmen bzw. 118 zu 67 Stimmen zu. SVP, FDP, CVP
und BDP votierten für, SP, GLP und die Grünen gegen die Motionen. Anders fiel das
Resultat im Ständerat aus. Die kleine Kammer folgte im März 2016 bei zwei Enthaltungen
mit 30 zu 11 Stimmen der vorberatendenen Kommission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR), die die beiden Geschäfte bei einer Enthaltung einstimmig zur
Ablehnung empfohlen hatte. In der Debatte brachte Ständerat Föhn (svp, SZ) sein
Erstaunen darüber zum Ausdruck, dass die beiden Motionen nicht von der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) behandelt worden waren. Die wirtschaftlichen
Aspekte der Vorlagen seien so in der Vorberatung zu wenig stark berücksichtigt worden,
monierte der Schwyzer Standesvertreter. 60

MOTION
DATUM: 23.09.2015
DAVID ZUMBACH

Geld, Währung und Kredit

Banken

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a
proposé une prolongation du délai d'amortissement des crédit-relais octroyés aux
entreprises par les banques dans le cadre de la crise économique induite par le
Covid-19. Cette motion entraînerait une modification de l'art. 5 de l'ordonnance sur les
cautionnements solidaires liés au Covid-19. Une minorité de la commission, emmenée
notamment par les parlementaires UDC, proposait le rejet de la motion. 
Le Conseil fédéral a également préconisé le rejet. Il a estimé que le délai prévu de 5
années correspondait à un judicieux équilibre entre flexibilité pour les entreprises et
risques pour la Confédération. Il a précisé qu'une prolongation entraînerait une
insécurité juridique.
Tout d'abord, le Conseil national a adopté la motion par 112 voix contre 78 et 3
absentions. Les voix du camp rose-vert, rejointes par 22 voix du groupe du Centre, 7
voix du PLR et 15 voix des Vert'libéraux, ont fait pencher la balance en faveur de
l'adoption de la motion. Puis, le Conseil d'Etat a rejeté la motion par 23 voix contre 16.
Au final, la motion a donc été rejetée, tout comme la motion 20.3138 qui a été débattue
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en parallèle. Deux motions identiques ont également été déposées par la CdF-CN
(20.3147) et par la CdF-CE (20.3152). 61

Selon l'art. 13 de l'ordonnance sur les cautionnements solidaires liés au Covid-19, les
taux d'intérêts des crédit-relais – fixés initialement à 0 pour cent – seront adaptés par
le Département fédéral des finances (DFF) selon l'évolution du marché à partir du 31
mars 2021. La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-
CN) a déposé une motion avec comme objectif de verrouiller le taux de 0 pour cent
pendant 5 années. 
Le Conseil fédéral, tout comme une minorité de la CER-CN, a préconisé le rejet de la
motion. D'une part, il a estimé qu'il était hautement probable que ce taux demeure à 0
pour cent, étant donné les conséquences à long-terme de la pandémie sur l'économie.
D'autre part, il trouve logique de lier le taux à l'évolution du marché, car une hausse des
taux serait le fruit d'une croissance économique et donc d'une situation
économiquement favorable pour les entreprises. De plus, la suppression de la flexibilité
du taux pourrait avoir des conséquences perverses sur les entreprises qui seraient
potentiellement mises sous pression par les banques qui viseraient une accélération du
remboursement du crédit.
Le Conseil national a adopté la motion par 118 voix contre 72 et 2 abstentions. La
totalité du Parti socialiste et des Verts (sauf une exception) ont voté en faveur de la
motion. Ces voix ont été rejointes par 4 voix de l'UDC, 11 voix du PLR, 23 voix du groupe
du centre et 14 voix des Vert'libéraux. A l'inverse, la chambre des cantons a rejeté la
motion par 23 voix contre 16. La motion a été débattue en parallèle de la motion
20.3137. Deux motions similaires ont été déposées par la CdF-CN (20.3148) et par la
CdF-CE (20.3153). Elles ont toutes été rejetées. 62

MOTION
DATUM: 06.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Malgré le fort soutien dont a bénéficié la motion Pezzatti devant la chambre du peuple,
la CEATE-CE propose aux sénateurs et sénatrices de la rejeter. Le rapporteur de la
commission, Martin Schmid (plr, GR), justifie cette position par le fait que, comme
présenté par le Conseil fédéral dans sa prise de position, un système de
reconnaissance mutuelle existe déjà aujourd'hui avec l'UE en ce qui concerne les
autorisations de mise sur le marché des biocides. Il précise également que,
contrairement aux dires du motionnaire, le travail ne se duplique pas lorsqu'une
entreprise souhaite mettre son produit sur le marché d'un autre pays, celui-ci devant
simplement contrôler que le biocide respecte les normes indigènes. Bien que
reconnaissant que les émoluments demandés en cas de contrôle d'un produit ou de
renouvellement de mise sur le marché peuvent s'avérer élevés pour les PME, la
commission a obtenu de l'administration fédérale la garantie que ceux-ci n'allaient pas
augmenter ces prochaines années. Comme rappelé par Alain Berset, ces émoluments
sont, de plus, relativement bas, en comparaison aux pays voisins. Le président de la
Confédération note également qu'en cas d'acceptation de la motion et de
reconnaissance automatique des biocides au niveau national, ce serait aux cantons de
se charger de voir si des adaptations de ces produits seraient encore nécessaires pour
respecter les normes nationales; un transfert de tâches que les autorités fédérales ne
souhaitent pas. La motion est tacitement rejetée par la chambre haute. 63

MOTION
DATUM: 18.09.2018
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen
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Indirekte Steuern

Eine Verringerung des Aufwandes von KMU bezweckte Lorenz Hess (bdp, BE) mit seiner
Motion für eine halbjährliche Abrechnung der Mehrwertsteuer auch für die effektive
Abrechnungsmethode zu erreichen. Aktuell muss die Mehrwertsteuerabrechnung
anhand der effektiven Abrechnungsmethode vierteljährlich, mit den alternativen
Saldosteuersätzen jedoch nur halbjährlich vorgenommen werden. Eine halbjährliche
Abrechnung bei der effektiven Abrechnungsmethode reduziere den bürokratischen
Aufwand von zwei Dritteln aller KMU, erklärte der Motionär. 
Dieser Darstellung widersprach der Bundesrat: Für Unternehmen mit
Vorsteuerüberschüssen – und solche hätten 2015 und 2016 mindestens die Hälfte aller
entsprechenden Unternehmen mindestens einmal aufgewiesen – sei eine
vierteljährliche Abrechnung aus Liquiditätsgründen attraktiver. Aufwendig für die
Unternehmen sei denn auch die Anwendung der Mehrwertsteuer im täglichen
Geschäftsverkehr, nicht in erster Linie die Mehrwertsteuerabrechnung, wie auch eine
Studie der PWC gezeigt habe. 
Diese Argumente überzeugten den Nationalrat jedoch nicht; er nahm die Motion in der
Sommersession 2019 mit 127 zu 62 Stimmen an. 64

MOTION
DATUM: 12.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 setzte sich der Ständerat gleichzeitig mit drei relativ
unterschiedlichen Motionen zum Thema «Mehrwertsteuer» auseinander: Neben der
Motion Hess (mitte, BE; Mo. 17.4126) für die Möglichkeit einer halbjährlichen
Mehrwertsteuerabrechnung behandelte der Rat auch eine Motion Riklin (cvp, ZH; Mo.
19.3783) für die Unterstellung von Pestiziden unter den normalen Mehrwertsteuersatz
und eine Motion Maire (sp, NE; Mo. 18.4205) für einen reduzierten Mehrwertsteuersatz
für Damenhygieneartikel. Gemeinsam hatten die drei Vorstösse, dass sie jeweils vom
Nationalrat angenommen und vom Bundesrat in die aktuelle Mehrwertsteuerrevision
aufgenommen respektive vom Parlament in deren Rahmen diskutiert worden waren,
noch bevor sie der Ständerat beraten hatte. Die kleine Kammer entschied sich daher
auf Antrag ihrer WAK, die Motionen abzulehnen, zumal sie bereits vollständig (Mo.
18.4205) oder teilweise (Mo. 19.3783) erfüllt waren respektive zumal sich der Bundesrat
für eine alternative Methode entschieden hatte (Mo. 17.4126). So hatte die Regierung
vorgeschlagen, KMU jährliche Abrechnungen zu ermöglichen. 65

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

National- und Ständerat befassten sich in einer ausserordentlichen Session zum Thema
«Kaufkraft» im Rahmen der Herbstsession 2022 unter anderem mit zwei Vorstössen
aus den Reihen der SVP, die einen Teilverzicht bei der Erhebung der Mineralölsteuer
forderten: Benjamin Giezendanners (svp, AG; Mo. 22.3202) Motion forderte die
Regierung dazu auf, auf denjenigen Teil der Mineralölsteuer auf Treibstoff zu
verzichten, der der allgemeinen Bundeskasse zugewiesen wird. Die gestiegenen
Treibstoff-Preise belasteten insbesondere ältere Menschen und diejenigen, die auf ein
Auto angewiesen seien; diesen Menschen müsse nun geholfen werden. Die Motion von
Pierre-André Page (svp, FR; Mo. 22.3115) ging noch etwas weiter und verlangte, dass
derjenige Anteil der Mineralölsteuer, der nicht direkt in den Strassenunterhalt fliesst,
solange wie notwendig aufgehoben wird. Identische Motionen wie Benjamin
Giezendanner und Pierre-André Page reichte überdies Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3634 und Mo. 22.3635) im Ständerat ein.
Alle vier Motionen glichen stark den vier Motionen der SVP, die bereits im Rahmen der
ausserordentlichen Session im Sommer 2022 unter dem Titel «Entlastungsmassnahmen
zugunsten der Bevölkerung und der Wirtschaft» behandelt und abgelehnt worden
waren. Der Bundesrat begründete seine ablehnende Haltung zu den Motionen
Giezendanner, Page und Chiesa denn auch mit denselben Argumenten wie im Sommer:
Die Regierung sei sich der gestiegenen Energiepreise und der damit einhergehenden
Herausforderungen bewusst, sehe aber momentan keinen unmittelbaren
Handlungsbedarf. Man habe aber eine interdepartementale Arbeitsgruppe der
betroffenen Departemente UVEK, WBF und EFD gebildet, welche mögliche
Handlungsfelder prüfen werde.

Im Nationalrat führten die zwei Motionen zu teils heftigen Diskussionen darüber, ob

MOTION
DATUM: 21.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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damit einseitig Haushalte mit höheren Einkommen entlastet würden, da ärmere
Haushalte proportional weniger häufig Auto fahren würden. Bundesrat Maurer lehnte
alle Vorstösse, die in der ausserordentlichen Session behandelt wurden, ab und
begründete dies namentlich mit der Sorge um die Bundesfinanzen. Die beiden
Motionen fanden ausserhalb der SVP nur bei einzelnen Mitgliedern der Mitte-Fraktion
Unterstützung; sie wurden mit 135 zu 58 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und 138 zu 57
Stimmen deutlich abgelehnt.

Im Ständerat argumentierte Motionär Chiesa, dass seine Motionen den Menschen zu
gute kämen, die unbedingt auf ein Auto angewiesen seien, beispielsweise weil sie in
abgelegenen Gebieten lebten. Auch in der kleinen Kammer verwies Finanzminister
Maurer generell auf die finanzielle Lage, die es derzeit nicht erlaube, «überall
einzugreifen, zumal die Situation nicht überall gravierend ist». Die Motionen von Marco
Chiesa würden zu starken Mindereinnahmen für den Bund führen, wodurch im
Gegenzug grosse Sparmassnahmen nötig wären, welche sicher zu einem Aufschrei
führen würden.
Im Anschluss lehnte auch die kleine Kammer die beiden Motionen zur Mineralölsteuer
mit 34 zu 4 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Mo. 22.3634) und mit 32 zu 7 Stimmen bei 4
Enthaltungen (Mo. 22.3635) klar ab. Während die Motion 22.3634 nur Unterstützung in
den eigenen Reihen fand, wurde die Motion 22.3635 auch von wenigen Mitgliedern der
Mitte-Fraktion angenommen. 66

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Nachdem der Bundesrat in seiner Mitteilung vom 8. April 2020 bekanntgegeben hatte,
keine entsprechenden Massnahmen treffen zu wollen, beabsichtigten sowohl die WAK-
NR als auch die WAK-SR, gewissen Betrieben, die ihre Tätigkeit Corona-bedingt
einstellen oder einschränken mussten, die Geschäftsmieten teilweise oder ganz zu
erlassen. Im Vorfeld der ausserordentlichen Session zur Bewältigung der Corona-Krise
reichte sowohl die WAK-NR (Mo. 20.3142) als auch die WAK-SR (Mo. 20.3161) eine
entsprechende Motion ein. Während der Vorstoss der nationalrätlichen Kommission
Betreibenden von Restaurants und ähnlichen Betrieben für die Zeit der behördlichen
Schliessung 70 Prozent des Mietzinses erlassen sowie einen Härtefallfonds für
Vermieterinnen und Vermieter in Prüfung geben wollte, forderte die ständerätliche
Kommission einen vollständigen Mietzinserlass für betroffene Kleinunternehmen und
Selbständige mit einem Bruttomietzins unter CHF 5'000 pro Monat, sofern diese
aufgrund der Beschlüsse zur Bekämpfung des Coronaviruses ihren Betrieb schliessen
oder reduzieren mussten, sowie für Betriebe, deren Umsatz im Vergleich zum Vorjahr
aufgrund von Covid-19 um mehr als 50 Prozent zurückging. Wo der Mietzins CHF 5'000
übersteigt, sollte ein Anreizsystem dazu beitragen, dass sich die Mieter- und
Vermieterseite auf einen Mieterlass im Umfang von zwei Dritteln einigen. In diesem Fall
wäre der Bund verpflichtet, ergänzend einen Drittel der Bruttomiete bis maximal CHF
3'000 pro Monat beizusteuern, womit ein letzter Drittel zu Lasten der Vermieterinnen
und Vermieter ginge. Die Finanzkommission beantragte für die Beteiligung des Bundes
einen Nachtragskredit in der Höhe von CHF 50 Mio. Diese Lösung käme jedoch nur
Betrieben zu Gute, die keine anderen Hilfeleistungen – etwa in Form von Corona-
Krediten – in Anspruch genommen hätten. 

Der Bundesrat stand beiden Anliegen ablehnend gegenüber, wobei er in seinen
Antworten die in seiner Mitteilung von Anfang April vorgebrachten Gründe wiederholte:
Er stelle sich grundsätzlich gegen Pauschallösungen sowie gegen einen notrechtlichen
Eingriff in Vertragsbeziehungen zwischen Privaten und er habe die Mieter- und
Vermieterschaft dazu aufgerufen, individuelle Lösungen zu finden. Ferner habe er die
Verwaltung beauftragt, bis im Herbst 2020 ein Monitoring zur Situation bei den
Geschäftsmieten zu erstellen, auf dessen Basis bei Notwendigkeit weitere Massnahmen
beschlossen werden könnten. Betreffend das von der WAK-SR vorgeschlagene
Anreizsystem äusserte die Regierung ferner Skepsis bezüglich dessen Umsetzbarkeit
und ortete Missbrauchspotential. Falls Parteien, die bereits eine Vereinbarung
getroffen hätten, dennoch vom Anreizsystem oder einem weiteren Mietzinserlass
profitieren würden, wäre der Grundsatz der Gleichbehandlung verletzt. Bezüglich des
von der WAK-NR vorgeschlagenen Härtefallfonds hielt der Bundesrat fest, dass dies
seiner Strategie widerspreche, grundsätzlich auf Liquiditätshilfen für beide Parteien zu
setzen, wobei er auf die bestehende Solidarbürgschaftsverordnung und die damit
einhergehende Möglichkeit der Aufnahme zinsfreier Darlehen, u.a. zur Überbrückung
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von Engpässen bei Fixkosten, verwies. 

Die betroffenen Verbände beurteilten die Vorstösse unterschiedlich. Der Verband
Immobilien Schweiz (VIS) zeigte sich gar verantwortlich für die Fassung des Ständerates;
er wolle hiermit Rechtssicherheit schaffen und Kleinunternehmen vor dem Konkurs
bewahren. Während der Mieterverband beide Vorstösse unterstützte, äusserte sich der
Hauseigentümerverband kritisch, insbesondere auch gegenüber dem über den
Vorschlag des VIS hinausgehenden Passus, dass sämtliche Betriebe davon profitieren
dürften, sofern deren Umsatz aufgrund des Coronaviruses im Vergleich zum Vorjahr um
mindestens die Hälfte eingebrochen sei. In einem gemeinsamen Schreiben zu Handen
des Parlaments plädierten ferner 15 der grössten Gastronomieunternehmen für einen
weiteren Vorschlag, gemäss welchem die geschuldeten Mietzinse zwischen März 2020
und Februar 2021 dem Umsatz anzupassen seien. Sie erachteten die Beschränkung der
Mietzinsreduktion auf die Dauer der Zwangsschliessung als zu wenig weit gehend, da die
Betriebe auch mittelfristig noch finanziell zu kämpfen hätten. Eine breite Front aus
betroffenen Betrieben sprachen der Motion der WAK-NR ihre Unterstützung aus.

In der ausserordentlichen Session zur Bewältigung der Corona-Krise unterstützte
jeweils eine Mehrheit im National- sowie im Ständerat die Motion der jeweiligen
Kommission. Dabei stellte sich die kleine Kammer mit 24 zu 19 Stimmen (keine
Enthaltungen) hinter die Motion der WAK-SR. Im Nationalrat stiess die Motion der WAK-
NR mit 103 zu 77 Stimmen (15 Enthaltungen) gegen den Willen einer aus SVP-
Vertreterinnen und -Vertretern bestehenden Kommissionsminderheit auf Zuspruch. In
der Folge zeigte sich hingegen einmal mehr die Gespaltenheit der beiden Kammern in
Mietrechtsfragen (vgl. etwa hier zu den gescheiterten Mietrechtsrevisionen): So
beschloss die grosse Kammer auf Anraten ihrer Kommission diskussionslos die
Ablehnung der vortags vom Ständerat beratenen Motion der WAK-SR, womit dieses
Geschäft vom Tisch war. Mit 15 zu 2 Stimmen bei 8 Enthaltungen habe die
nationalrätliche Kommission beschlossen, das Geschäft der ständerätlichen
Kommission abzulehnen, führte Kommissionssprecherin Badran (sp, ZH) im Plenum aus.
Die Kommissionsmehrheit erachte dieses als nicht zielführend, ungerecht und
unausgewogen. 
Die WAK-SR zeigte sich ihresgleichen unzufrieden mit dem Vorschlag ihrer
Schwesterkommission. Ursprünglich hatte sie mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ebenfalls deren Ablehnung empfohlen, da sie sich aufgrund der unterschiedlich starken
Finanzkraft innerhalb der Mieterschaft gegen eine Pauschallösung für alle Mieterinnen
und Mieter aussprach. In Anbetracht der unterdessen abgelehnten hauseigenen Motion
und der gegebenen Dringlichkeit sah sich der Ständerat indes während der
ausserordentlichen Session zu Kompromissen bereit und beschloss – nach Annahme
eines Ordnungsantrages Sommaruga (sp, GE) auf Rückweisung an die Kommission – am
Nachmittag desselben Tages eine abgeänderte Version der Motion der WAK-NR. Diese
sah vor, die Mietzinsreduktion auf Selbständigerwerbende und Unternehmen zu
beschränken, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 ihren Betrieb reduzieren oder
gar einstellen mussten und deren monatliche Bruttomiete CHF 8'000 nicht übersteigt.
Diese sollten neu Anrecht auf eine Mietzinsreduktion von monatlich maximal CHF 5'000
über die Dauer von zwei Monaten haben, womit der Ständerat in diesem Punkt auf seine
ursprüngliche Fassung zurückkommen wollte. Als nicht umstritten entpuppte sich
zudem die Forderung der nationalrätlichen Motion, dass der Bundesrat die Schaffung
eines Härtefallfonds für die Vermieterschaft prüfen solle. 
Bundesrat Parmelin, der im Rat Stellung zur abgeänderten Motion nahm, begrüsste zwar
den Versuch der gezielten Entlastung kleinerer und mittlerer Unternehmen und
Selbständiger, die in diesen Zeiten am meisten betroffen seien, hielt davon abgesehen
aber an seiner bisherigen Argumentation fest. Die abgeänderte Motion passierte den
Ständerat mit 23 zu 19 Stimmen (1 Enthaltung). 
Dem Nationalrat lagen zwei Ordnungsanträge Nordmann (sp, VD)  und Glättli (gps, ZH)
vor, die die grosse Kammer dazu verpflichten wollten, noch in derselben Session über
die vom Ständerat abgeänderte Version der Motion der WAK-NR zu beraten. Diese
fanden jedoch kaum Zuspruch im bürgerlichen Lager und wurden beide abgelehnt.
Somit gelangte das Parlament in einem zentralen Punkt der ausserordentlichen Session
bis zu deren Abschluss zu keiner Einigung. Auf der Agenda blieb das Thema dennoch:
Vertreterinnen und Vertreter der Kommission versicherten dem Nationalrat vor den
Abstimmungen über die Ordnungsanträge, die WAK-NR werde das Geschäft bereits in
der kommenden Woche erneut thematisieren.

Als Blamage bezeichnete die NZZ das Versäumnis der beiden Parlamentskammern, bei
einem so dringend scheinenden Problem nach der ausserordentlichen Session keine
Lösung präsentieren zu können. Die NZZ und die AZ schrieben diesen Umstand in erster
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Linie der CVP zu, die sich in Bezug auf die Ausgestaltung des Lösungsansatzes speziell
gespalten gezeigt habe. Während Daniel Fässler (cvp, AI) als Präsident des VIS die vom
Ständerat abgeänderte Motion unterstützt hatte, zeigten sich mit Fabio Regazzi (cvp, TI)
und Leo Müller (cvp, LU) nationalrätliche CVP-Vertreter mit Verbindungen zum
Gewerbeverband gegenüber den Medien skeptisch. 67

Die WAK-NR hielt ihr Versprechen und beriet die vom Ständerat in der
ausserordentlichen Session zur Bewältigung der Corona-Krise abgeänderte eigene
Motion zum Erlass von Geschäftsmieten unmittelbar nach der Session. Dabei gelangte
sie mit 15 zu 9 Stimmen bei 1 Enthaltung zum Schluss, dass der Vorschlag des Ständerats
abzulehnen sei. Mit knapper Mehrheit verabschiedete sie eine neue Motion (20.3451),
die höhere massgebende Mietzinsobergrenzen vorsieht und auf einer prozentualen
Aufteilung der Mietzinskosten zwischen der Mieter- und Vermieterseite besteht. Eine
links-grüne Kommissionsminderheit beantragte, die abgeänderte Version des
Ständerats anzunehmen. 68

MOTION
DATUM: 19.05.2020
MARLÈNE GERBER

In der ersten Woche der Sommersession befand der Nationalrat ein letztes Mal über die
erste, unterdessen abgeänderte Motion seiner WAK-NR zu den Geschäftsmieten, für
die ein Ablehnungsantrag einer Kommissionsmehrheit vorlag. Unmittelbar zuvor hatte
der Nationalrat Zustimmung zur neuen Motion der WAK-NR (20.3451) beschlossen,
weswegen die Kommissionsminderheit ihren Antrag auf Annahme der Motion zurückzog
– auch wenn sie laut Aussagen des Minderheitssprechers Wermuth (sp, AG) nicht
gänzlich von der 40/60-Lösung begeistert sei. Man wolle einer raschen Lösungsfindung
jedoch nicht im Wege stehen. 69

MOTION
DATUM: 04.06.2020
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Sommersession 2017 schrieben National- und Ständerat die Motion Niederberger
(cvp, NW) für eine Abschaffung unnötiger Administrativarbeiten für die AHV ab, wie es
der Bundesrat zuvor in seinem Bericht über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahre 2016 empfohlen hatte. 70

MOTION
DATUM: 06.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Manfred Bühler (svp, BE) forderte in einer Motion vom Bundesrat rasche Unterstützung
für Lehrbetriebe mit Kurzarbeit. Einige Betriebe seien aufgrund einer
Konjunkturschwäche von Kurzarbeit betroffen, diese treffe auch Lehrmeisterinnen und
Lehrmeister, welche dann für die Ausbildung der Lernenden fehlten, so Bühler. Daher
solle der Bundesrat den Kantonen zumindest als Pilotprojekt erlauben, vorübergehend
die Löhne der Ausbildnerinnen und Ausbildner zu bezahlen, welche im Rahmen der
Kurzarbeitsentschädigung (KAE) vollumfänglich erwerbstätig blieben. Die Massnahme
könne unkompliziert im Rahmen eines Antrages auf Kurzarbeit umgesetzt werden und
sei kostenneutral.
Der Bundesrat argumentierte, dass die ALV nur für die effektiv ausgefallene Arbeitszeit
eine KAE zahlen könne. Wenn Ausbildende weiterhin Vollzeit in ihrem normalen
Kompetenzbereich arbeiteten, hätten sie folglich keinen Anspruch auf KAE. Die ALV
könne hingegen mit einer Präventionsmassnahme zur Unterstützung der Lernenden
dabei helfen, die Lehrverträge aufrechtzuerhalten. Die Löhne der Ausbildnerinnen und
Ausbildnern werden in der Folge teilweise vom Fonds der Arbeitslosenversicherung
übernommen, obwohl sie ihre Tätigkeit zur Ausbildung der Lernenden fortsetzen. Die
KAE dürften nicht mit diesen Präventionsmassnahmen verwechselt werden, denn die
Lehrmeisterinnen und Lehrmeister, die von einer Präventionsmassnahme profitierten,
dürften keine KAE in Anspruch nehmen. Diese aktuelle Praxis funktioniere und sei für
die Unternehmen zumutbar, resümierte der Bundesrat.
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Der Nationalrat nahm die Motion entgegen des bundestätlichen Antrages in der
Herbstsession 2018 mit 114 zu 63 Stimmen bei 5 Enthaltungen an, wobei alle SP- und alle
SVP-Mitglieder und zahlreiche Grüne für Annahme des Vorstosses stimmten.
Im Ständerat wurde im Sommer 2019 detaillierter über den Vorstoss diskutiert. Eine
knappe Mehrheit der WAK-SR hatte sich ebenfalls für die Annahme der Motion
ausgesprochen. Ihre Befürworter, wie etwa Pirmin Bischof (cvp, SO) oder Didier
Berberat (sp, NE), unterstrichen in ihren Voten, dass das Ziel des Vorstosses darin liege,
die Ausbildung der Auszubildenden auch in konjunkturell schwierigen Zeiten
sicherzustellen und dadurch die Qualität des dualen Bildungssystems aufrecht zu
erhalten. Dies sei vor allem für gewisse Branchen, die unter einem Mangel an
Fachkräften litten, umso wichtiger. Ruedi Noser (fdp, ZH) hingegen vertrat die Ansicht
einer Kommissionsminderheit, als er darlegte, dass das Problem mit der geltenden
Arbeitslosengesetzgebung gelöst werden könne, dass die Umsetzung einen
administrativen Mehraufwand bedeute und dass eine solche Massnahme zu
Marktverzerrungen führen könne, wenn die öffentliche Hand den Lohn eines
Ausbildendens zahle, währenddem derselbe Ausbildende einen Gewinn für das
entsprechende Unternehmen generiere. Arbeitsminister Parmelin schloss sich den
Argumenten von Ruedi Noser an und resümierte, dass die bestehenden Bestimmungen
ausreichten, um das Ziel der Motion zu erreichen. Er befürchtete zudem ebenfalls ein
gewisses Risiko für Missbrauch in diesem Bereich. In der Abstimmung folgte der
Ständerat der Mehrheit seiner Kommission und nahm die Motion mit 31 zu 11 Stimmen
an. 71

Forschung

Die WBK-NR forderte mit einer im April 2022 eingereichten Motion ein umfassendes
Schweizer Programm für exzellente Forschung und Innovation. Der Bundesrat solle
dieses Programm auf die Beine stellen, um international führende Forschende und
Start-Ups in die Schweiz zu holen. Dafür solle der Bundesrat die Subjektfinanzierung für
Forschende sowie die Objektfinanzierung für Start-Ups und KMUs fördern und weitere
Fördergefässe in den Bereichen Forschung und Innovation schaffen. Weiter sollen
bestehende Elemente von Horizon Europe mit zusätzlichen Mitteln begünstigt werden.
Dabei solle das geforderte Programm auf den bereits bestehenden und geplanten
Übergans- und Ersatzmassnahmen für Horizon Europe aufbauen.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er war der Ansicht, dass er bereits
alle notwendigen Massnahmen ergriffen habe, um die Förderung von Forschung und
Innovation sowie die internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich bestmöglich
sicherzustellen. Er verwies diesbezüglich auf die von den Räten gutgeheissene
Finanzierungsbotschaft für die Beteiligung am Horizon-Paket 2021–2027, in deren
Rahmen bereits CHF 5.4 Mrd. gesprochen wurden, die nun für die projektweise
Beteiligung von Schweizer Forschenden ausgegeben werden können. Er führte auch die
von der WBK-NR erwähnten Übergangs-, Ersatz- und Ergänzungsmassnahmen auf,
welche bereits angelaufen seien respektive geprüft würden.
In der Sommersession 2022 gelangte der Vorstoss in die grosse Kammer; bei der
Beratung lag dem Rat neben dem Antrag der Kommission auf Annahme der Motion auch
ein Einzelantrag von Andreas Glarner (svp, AG) auf Ablehnung vor. Der SVP-Vertreter
bemängelte, dass dem Forschungs- und Innovationsbereich bereits heute grosse
Summen zukämen, für welche die Steuerzahlenden aufkommen müssen. Dies müsse
derzeit genügen. Der Nutzen einer zusätzlichen Forderung solle erst in der BFI-
Botschaft 2025-2028 diskutiert werden. Christian Wasserfallen (fdp, BE) stellte die
Motion seitens der WBK-NR vor und plädierte dafür, «diese Kaskade der
Nichtassoziierung» zu beenden und unabhängig von der Assoziierung an Horizon
Europe ein eigenes Programm zu lancieren. Der Nationalrat folgte den Worten von
Christian Wasserfallen und nahm die Motion mit 164 zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung klar
an, wobei der Antrag Glarner nur wenige weitere Mitglieder der SVP-Fraktion zu
überzeugen vermochte. 72
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